
 
 
Band 8. Die Besatzungszeit und die Entstehung zweier Staaten 1945-1961 
Aufruf der Christlich-Demokratischen Union an das deutsche Volk (26. Juni 1945) 
 
 
 
Am 26. Juni 1945 gründen ehemalige Mitglieder der katholischen Zentrumspartei sowie 
Politiker, die im „Dritten Reich“ dem bürgerlichen Widerstand nahestanden, mit der Christlich-
Demokratischen Union (CDU) eine überkonfessionelle Sammlungspartei neuen Typs. Sie will 
im Gegensatz zu den konfessionell gebundenen Parteien der Weimarer Republik Katholiken 
und Protestanten gleichermaßen ansprechen. Sie hat einen bürgerlichen Charakter, verfügt 
aber auch über wichtige Wurzeln in der christlichen Gewerkschaftsbewegung. Die Vorstellung 
eines christlichen Sozialismus, die den Gründungsaufruf prägt – neben der Besinnung auf 
christlich-demokratische Grundwerte in der Gesellschaft werden auch von der CDU die 
Verstaatlichung von Bodenschätzen und Schlüsselindustrien gefordert – wird nicht von allen 
Teilen der regional sehr unterschiedlich geprägten Partei gleichermaßen unterstützt. 
 
 
 
 
Deutsches Volk! 
 
In der schwersten Katastrophe, die je über ein Land gekommen ist, ruft die Partei Christlich-
Demokratische Union Deutschlands aus heißer Liebe zum deutschen Volk die christlichen, 
demokratischen und sozialen Kräfte zur Sammlung, zur Mitarbeit und zum Aufbau einer neuen 
Heimat. Aus dem Chaos von Schuld und Schande, in das uns die Vergottung eines 
verbrecherischen Abenteurers gestürzt hat, kann eine Ordnung in demokratischer Freiheit nur 
erstehen, wenn wir uns auf die kulturgestaltenden sittlichen und geistigen Kräfte des 
Christentums besinnen und diese Kraftquelle unserem Volke immer mehr erschließen. 
 
Unsagbar schwer ist unsere Aufgabe. Nach 1918 rettete die politische Führung Organe des 
staatlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebens aus dem militärischen Zusammenbruch. 
Unzerstörte Städte und Dörfer, Fabriken, Werkstätten, Felder und Wälder blieben als Grundlage 
für einen allmählichen Aufstieg des Volkes erhalten. 
 
Heute aber stehen wir vor einer furchtbaren Erbschaft, vor einem Trümmerhaufen sittlicher und 
materieller Werte. 
 
Dieses Mal trieb ein gewissenloser Diktator mit seinem Anhang einen frivol entfesselten Krieg 
bis zu letztem Ausbluten unseres Volkes. Hitler ließ das Land in Schutt und Verödung zurück. 
Mit verlogenen nationalen Phrasen und hohlen Friedensbeteuerungen hat er das eigene Volk 
und andere Völker getäuscht und den Idealismus unserer Jugend schändlich mißbraucht. So 
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mußte diese Jugend, die im guten Glauben für ihr Vaterland kämpfte, das Opfer einer 
wahnwitzigen Führung werden. Groß ist die Schuld weiter Kreise unseres Volkes, die sich nur 
allzu bereitwillig zu Handlangern und Steigbügelhaltern für Hitler erniedrigten. Jede Schuld 
verlangt Sühne. Mit den Schuldbeladenen leidet auch die große Zahl der Deutschen, die ihren 
Schild reinhielten. Sie vermochten sich gegen Gewalt und Terror nicht durchzusetzen. Kämpfer 
echter demokratischer Gesinnung, evangelische und katholische Christen, zahllose jüdische 
Mitbürger, Männer und Frauen aus allen Schichten des Volkes litten und starben unter diesem 
Terror. Im Geiste ihres Vermächtnisses, geeint durch die gleiche Liebe zu unserem Volke, 
erkennen wir unsere Pflicht, mit diesem Volke den Weg der Sühne, den Weg der Wiedergeburt 
zu gehen. 
 
Das furchtbare Ausmaß von Unrecht, das die Hitlerzeit gebracht hat, verpflichtet, die Schuldigen 
und ihre Helfershelfer unnachsichtig, in strenger Gerechtigkeit, jedoch ohne Rachsucht, zur 
Rechenschaft zu ziehen. An die Stelle des Zerrbildes einer staatlichen Gemeinschaft in der 
Hitlerzeit soll jetzt der wahrhaft demokratische Staat treten, der auf der Pflicht des Volkes zu 
Treue, Opfer und Dienst am Gemeinwohl ebenso ruht wie auf der Achtung vor dem Recht der 
Persönlichkeit, ihrer Ehre, Freiheit und Menschenwürde. 
 
Das Recht muß wieder die Grundlage des ganzen öffentlichen Lebens werden. An Stelle der 
Lüge: »Recht ist, was dem Volke nutzt«, muß die ewige Wahrheit treten: »Dem Volke nutzt nur, 
was Recht ist.« Die Unabhängigkeit und der geordnete Gang der Rechtspflege sind wieder 
herzustellen. Der Ruf nach gerechten Richtern geht wie ein einziger Schrei durch das ganze 
deutsche Volk. Jede Willkür ist auszuschließen. Eine Gestapo mit ihrem Terror darf es nicht 
wieder geben. Das öffentliche Leben muß in strenger Sparsamkeit weitgehend auf 
Selbstverwaltung, freiwilliger und ehrenamtlicher Mitarbeit aufgebaut werden. Die 
Volksvertretung soll die brüderliche und vertrauensvolle Zusammenarbeit aller die Demokratie 
bejahenden Parteien und aller aufbauwilligen Kräfte verwirklichen. 
 
Wir fordern ein öffentliches Leben, das sich frei hält von Lüge, Massenwahn und 
Massenverhetzung und eine verantwortungsbewußte Presse mit dem Willen zur Wahrheit als 
oberstes Gesetz. Wir verlangen geistige und religiöse Gewissensfreiheit, Unabhängigkeit aller 
kirchlichen Gemeinschaften und eine klare Scheidung der kirchlichen und staatlichen Aufgaben. 

 
Das Recht der Eltern auf die Erziehung der Kinder muß gewahrt werden, die Jugend in 
Ehrfurcht vor Gott, vor Alter und Erfahrung erzogen werden. Der von der Kirche geleitete 
Religionsunterricht ist Bestandteil der Erziehung. Durch die verderblichen Lehren des 
Rassenhasses und der Völkerverhetzung hat Hitler weite Teile der Jugend vergiftet. Sie muß 
wieder zur Erkenntnis wahrer sittlicher Werte geführt werden. Wissenschaft und Kunst sollen 
sich frei entfalten, und die Lehren echter Humanität, deren deutsche Künder der ganzen 
Menschheit gehören, sollen den sittlichen Wiederaufbau unseres Volkes tragen helfen. 
 
Das unermeßliche Elend in unserem Volke zwingt uns, den Aufbau unseres Wirtschaftslebens, 
die Sicherung von Arbeit und Nahrung, Kleidung und Wohnung ohne jede Rücksicht auf 
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persönliche Interessen und wirtschaftliche Theorien in straffer Planung durchzuführen. Das 
Notprogramm für Brot, Obdach und Arbeit geht allem voran. Dabei ist es unerläßlich, schon um 
für alle Zeiten die Staatsgewalt vor illegitimen Einflüssen wirtschaftlicher 
Machtzusammenballungen zu sichern, daß die Bodenschätze in Staatsbesitz übergehen. Der 
Bergbau und andere monopolartige Schlüsselunternehmungen unseres Wirtschaftslebens 
müssen klar der Staatsgewalt unterworfen werden. 
 
Wir bejahen das Privateigentum, das die Entfaltung der Persönlichkeit sichert, aber an die 
Verantwortung für die Allgemeinheit gebunden bleibt. 
 
Industrie, Handel und Gewerbe sind zu entscheidender Mitarbeit am Wiederaufbau berufen und 
deshalb planmäßig zu fördern. Wir fordern vollen Schutz und Ausbaumöglichkeit für das 
selbständige Handwerk, das nach Zerstörung vieler industrieller Unternehmungen vor einer 
neuen, großen Aufgabe steht. 
 
Eine umfassende ländliche und gärtnerische Siedlung muß unter weitgehender Heranziehung 
des Großgrundbesitzes einer möglichst großen Zahl von Deutschen den Zugang zu eigener 
Scholle und zu selbständiger Arbeit eröffnen. Die wirtschaftliche Sicherung eines 
freischaffenden Bauerntums und die Ansiedlung der Landarbeiter sind ein unerläßlicher 
Bestandteil jeder dauerhaften Aufbaupolitik und verlangen den stärksten Ausbau des ländlichen 
Genossenschaftswesens. 
 
Den christlichen und demokratischen Lebensgesetzen in Staat und Gesellschaft entspricht der 
freie Zusammenschluß aller Schaffenden. Wir begrüßen daher die einheitliche 
Gewerkschaftsbewegung der Arbeiter und Angestellten zur Wahrung ihrer wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte. Wir erkennen die Kraft an, die von der Arbeiterschaft in das Volksganze 
einströmt. 
 
Wir sind uns der Verantwortung für die Notleidenden und Schwachen, für die Kriegsopfer, die 
Opfer des Hitlerterrors und für die Versorgungsberechtigten bewußt. 
 
Eine karitative Arbeit muß sich ungehindert entfalten können. Wir sagen den Müttern und 
berufstätigen Frauen, daß alles geschehen wird, um das stille Heldentum ihres immer schwerer 
gewordenen Alltags schnell zu erleichtern. Für die Beziehungen zu anderen Völkern wünschen 
wir die Geltung der gleichen Grundsätze der Freiheit und Gerechtigkeit wie für unser 
persönliches und innerstaatliches Leben. Loyale Erfüllung unserer Verpflichtungen aus dem 
verlorenen Krieg und die äußerste Anspannung innerer Wiedergesundung sollen die 
Grundlagen für die Anbahnung einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den anderen 
Völkern geben. Wir hoffen dabei auf das Verständnis der Besatzungsmächte für die 
grenzenlose Notlage des deutschen Volkes und auf ihre sachliche Hilfe, die deutsche Wirtschaft 
wieder in Gang zu bringen. 
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Erschüttert stehen wir an den frischen Gräbern unserer Toten. Wir vergessen unsere 
Kriegsgefangenen nicht. Auf den Trümmern unserer Häuser, unserer Dörfer und Städte 
gedenken wir in menschlicher und christlicher Verbundenheit der gleichen Opfer der Völker um 
uns. Und wir geloben, alles bis zum letzten auszutilgen, was dieses ungeheure Blutopfer und 
dieses namenlose Elend verschuldet hat, und nichts zu unterlassen, was die Menschheit künftig 
vor einer solchen Katastrophe bewahrt. 
 
Deutsche Männer und Frauen! Wir rufen Euch auf, alles Trennende zurücktreten zu lassen. 
Folgt unserem Ruf zu einer großen Partei, die mit den anderen Parteien der neuen Demokratie 
gemeinsam am Aufbau Deutschlands arbeiten will. 
 
Wir rufen die Jugend, die, durch den Krieg und den Zusammenbruch schwer getroffen, vor 
allem zur Gestaltung der Zukunft mitverpflichtet ist. 
 
Wir rufen die Frauen und Mütter, deren leidgeprüfte Kraft für die Rettung unseres Volkes nicht 
entbehrt werden kann. 
 
Wir rufen alle, die sich zu uns und unserem Aufbauwillen bekennen. Voll Gottvertrauen wollen 
wir unseren Kindern und Enkeln eine glückliche Zukunft erschließen. 
 
Berlin, den 26. Juni 1945 
 
Andreas Hermes, Heinrich F. Albert, Hans v. Arnim, Eduard Bernoth, Theodor Bohner, Emil 
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Eberhard Plewe, Ferdinand Sauerbruch, Walter Schreiber, Martin Schwab, Hildegard Staehle, 
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